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Athen, den 30.11.2017
Über die Notwendigkeit eines neuen „New Deal“ sprach die griechische Ministerin für Arbeit, Sozialversicherung & Soziale Solidarität, Frau Efi Achtsioglou am „Herbstforum 2017“ des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung in Berlin.
„Unser Ziel kann nicht die Rückkehr in die Vergangenheit sein“ sagte die Ministerin und unterstrich, dass „der Angriff gegen die Konstantina Kouneva ein Ereignis ist, das uns es nicht erlaubt, die Jahre vor der Krise mit Nostalgie zu betrachten. Dies ist eine notwendige Erinnerung an den Zusammenhang zwischen dem Aufschwung, den wir erfahren haben, und der Krise, die wir heute durchleben. Wir unterstützen keine Rückkehr in einen Status quo, der mit der Einführung von allgemeinen Schutzregeln gleichzeitig dafür sorgte, allgemeine und kritische Ausnahmen zu bestimmen“.
Es ist erforderlich, betonte die Arbeitsministerin, „dass wir aus der Basis einer Strategie arbeiten, welche diejenigen, die heute und auch in der Vergangenheit „unsichtbar“ waren, wieder sichtbar macht, und dass wir sie durch den Schutz ihrer Arbeit zu dynamischen Trägern der zeitgenössischen sozialen Rechte und zu Protagonisten unserer Zukunft machen“.
„Unsere Priorität“, sagte die die Ministerin, „ist diese „Unsichtbaren“ zu hören und die „unsichtbare“ Arbeit“ sichtbar zu machen. Deswegen ist die Bekämpfung der un- und der teildeklarierten Arbeit der Drehpunkt der Prioritäten des Ministeriums für Arbeit wie auch der  griechischen Regierung. Und dies ist nur ein Schritt von vielen, die noch zu machen sind“. 
Frau Achtsioglou betonte: „Unsere systematische Konzentration auf die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der Phänomene der Gesetzübertretungen hat etwas Zentrales ans Tageslicht gebracht: das sind nicht die Kleinunternehmen, sondern in erster Linie die Großunternehmen, welche die Praktiken der „unsichtbaren“ oder prekären Beschäftigung anwenden. Folglich betrifft das Sich-bewusstwerden über die Verletzung der sozialen Rechte nicht Randgruppen, sondern den Kern der Gesellschaft. Deswegen müssen wir mit größerem Mut revolutionäre Maßnahmen zugunsten derjenigen ergreifen, welche keine Stimme haben, wie der jungen Leute, der ungeschützten Arbeiter, der Emigranten“.
„Und sie fügte hinzu: „Nur solche Maßnahmen können Brüche verursachen, die uns ermöglichen werden, die sozialen Rechte als in erster Linie politische Rechte wieder verständlich zu machen“.    
